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Satzung des Vereins „FRECHER SPATZ e.V.“  
 
 
1. Abschnitt: Allgemeines 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
1. Der Verein trägt den Namen „Frecher Spatz“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

Nach der Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“. 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 
3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Zweck 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51ff. AO) in der jeweils 
gültigen Fassung. 

2. Zweck des Vereins ist die theoretische und praktische Förderung pädagogischer Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen als freier Träger der Jugendhilfe.  

3. Zweck ist auch die Weiterentwicklung im Bereich der Jugendhilfe sowie die Verbesserung 
der außerschulischen Jugendarbeit. 

4. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Errichtung, den Betrieb und 
die Unterhaltung von Elterninitiativ-Kindertagesstätten und ähnlichen Einrichtungen. 

 
§ 3 Selbstlosigkeit 
1. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
3. Die Mitglieder des Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine  Zuwendungen 

aus Mitteln des Vereins erhalten. 
4. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 

Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten 
5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 
2. Abschnitt: Mitglieder 
 
§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
1. Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen werden, die den Zweck 

des Vereins bejahen und fördern.  
2. Jedes Mitglied hat den von der Mitgliederversammlung festgesetzten Mitgliederbeitrag zu 

zahlen. 
3. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Die Aufnahme neuer Mitglieder muss durch 

die nächste ordentliche Mitgliederversammlung bestätigt werden. 
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§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft endet  
 - bei natürlichen Personen mit Tod, 
 - bei juristischen Personen mit ihrer Löschung, 
 - durch Austritt, 
 - durch Ausschluss aus dem Verein. 
2. Der Austritt von Mitgliedern ist mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Jahresende 

möglich.  
3. Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausge-

schlossen werden, wenn der Fortbestand der Mitgliedschaft das Vereinsinteresse ernstlich 
gefährden würde. Vor der Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem Mitglied unter 
Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, mündlich oder schriftlich Stel-
lung zu nehmen. 

4. Der Austritt oder der Ausschluss eines Mitglieds berührt nicht dessen Verpflichtung zur 
Zahlung des laufenden Mitgliedsbeitrages. 

 
 
3. Abschnitt: Organe 
 
§ 6  Organe 
Die Organe des Vereins sind  
• die Mitgliederversammlung und 
• der Vorstand. 
 
§ 7 Die Mitgliederversammlung 
1. Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grund-

sätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung 
nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. Insbesondere ist die Mitglieder-
versammlung zuständig für: 

 a. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, 
 b. Entgegennahme des Berichts des/der Rechnungsprüfer(s)/in, 
 c. Entlastung des Vorstandes,  
 d. Wahl und Abberufung des Vorstandes bzw. einzelner Vorstandsmitglieder, 
 e. Wahl und Abberufung des/der Rechnungsprüfer(s)/in, 
 f. Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 
 g. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins, 
 h. Ausschluss von Mitgliedern, 
 i. Verabschiedung des Haushaltsplans, 
 j. Aufnahme von Darlehn, 
 k. Bestellung eine(s)/r Geschäftsführer(s)/in für die Erledigung der laufenden Geschäfte auf 

Verlangen und Vorschlag des Vorstandes. 
2. Die Mitglieder, die Eltern oder andere Erziehungsberechtigte sollen die einzelnen Betriebe 

und die Förderung der Kinder in eigener Verantwortung organisieren. Die Mitglieder sind 
dazu verpflichtet, den Verein durch eigene Tätigkeiten zu unterstützen. 

3. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 



 3 

 Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Vereinsmitglied gesondert zu jeder 
Mitgliederversammlung schriftlich bevollmächtigt werden.  

 Jedes Vereinsmitglied kann höchstens 2 Fremdstimmen vertreten. 
4. Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen. Für eine Satzungsänderung, die Aufnahme bzw. Ausschluss eines Mitglieds, die 
Abberufung des Vorstands bzw. einzelner Vorstandsmitglieder ist eine ¾ Mehrheit der 
Stimmen erforderlich.  

5. Die Mitgliederversammlung ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen.  
 Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinter-

esse erfordert oder wenn 1/3 aller Mitglieder sie schriftlich beantragt. 
6. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorstand unter 

Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen bei gleichzeitiger Bekannt-
gabe der Tagesordnung. 

7. Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. 
8. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die 

der/die Versammlungsleiter/in und der/die Protokollführer/in zu unterschreiben haben. 
9. Die Mitgliederversammlung kann zwei Kassenprüfer wählen, die weder dem Vorstand noch 

einem vom Vorstand einberufenen Gremium angehören dürfen. Sie werden für die Dauer 
von zwei Jahren von der Mitgliederversammlung gewählt und haben das Recht jederzeit 
die Vereinskasse und die Buchhaltung zu überprüfen. Über die Prüfung haben sie der Mit-
gliederversammlung Bericht zu erstatten. 

 
§ 8  Vorstand 
1. Der Vorstand besteht aus mindestens drei und höchstens fünf Vereinsmitgliedern, dem/der 

Vorsitzenden, dem/der Kassenwart/in, dem/der Schriftführer/in und bis zu zwei Beisitzern. 
 Es sollen möglichst alle Einrichtungen durch Vorstandsmitglieder repräsentiert sein. 
2. Den Vorstand im Sinne des § 26 BGB bilden die in § 8 Nr. 1 genannten Personen. Sie 

vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Es besteht Einzelvertretungsvoll-
macht. 

3. Der Vorstand wird aus den Reihen der Vereinsmitglieder für die Dauer von zwei Jahren 
von der Mitgliederversammlung gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Vorstands-
mitglieder werden von der Mitgliederversammlung in gesonderten Wahlgängen bestimmt. 
Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit solange im 
Amt, bis ihre Nachfolger gewählt und in das Vereinsregister eingetragen sind. Erforderlich 
für die Wahl eines Vorstandsmitglieds ist die Zustimmung von mindestens der Hälfte der 
anwesenden und vertretenen Mitglieder der zur Wahl einberufenen Mitgliederversamm-
lung. Wahlvorschläge können auch durch Zuruf eingebracht werden. Die Wahl erfolgt 
durch offene Abstimmung; sofern es ein Mitglied verlangt, müssen die Wahlen unter Ver-
wendung von Wahlzetteln und geheim durchgeführt werden. 

4. Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins bis zu einer Höhe 
von 5.000,-- Euro. Im übrigen entscheidet die Mitgliederversammlung. Der Vorstand ist den 
Mitgliedern gegenüber jederzeit auskunfts- und rechenschaftspflichtig. Mitglieder des Ver-
eins können sich jederzeit an der Arbeit des Vorstandes beteiligen. 

5. Der Vorstand ist für die Einstellung und Entlassung von pädagogischem Personal und 
anderen Hilfskräften zuständig. Er soll die Meinungen und Wünsche der jeweiligen Einrich-
tungen berücksichtigen. 

6. Der Vorstand kann der Mitgliederversammlung für die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
einen Geschäftsführer zur Einstellung vorschlagen. 

 Der/die Geschäftsführer/in ist berechtigt, an allen Mitgliederversammlungen und den 
Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 
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7. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Die Beschlussfähigkeit be-
steht, wenn zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind.  

 Beschlüsse des Vorstandes können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fernmündlich 
gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied Einwände gegen dieses Vorgehen erhebt. 
Fernmündlich gefasste Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen.  

 Die Beschlüsse von Vorstandssitzungen sind zu protokollieren und von den beteiligten 
Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. 

 
§ 9  Auflösung 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine besonders einzuberufende Mitglieder-

versammlung beschlossen werden. Diese Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn 
mindestens ¾ aller Mitglieder vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von 
zwei Wochen eine weitere Mitgliederversammlung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der vertretenen Mitglieder beschlussfähig ist. Bei der Einberufung der zweiten 
Mitgliederversammlung ist auf diese Folge ausdrücklich hinzuweisen. 

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein Vermögen 
an den TäKS e.V. (Registernummer: VR 19574 Nz), der es unmittelbar und ausschließlich 
für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat. 

 
 
 
Die hier vorliegende Satzung mit den Satzungsänderungen vom 22.11.2016 wurde auf der 
ordentlichen Mitgliederversammlung am 22. November 2016 einstimmig beschlossen. 
 
 



 5 

Satzungsänderungen am 22.11.2016 
 
§2 Zweck 
 
ALT: 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige 

Wohlfahrtszwecke Im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung 1977 (§§ 51ff. AO) in der jeweils gültigen Fassung. 

 
 
NEU: 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51ff. AO) in der jeweils 
gültigen Fassung. 

 
 
§8 Vorstand 
 
ALT: 
4. Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins bis zu einer Höhe 

von 5.000,- DM (ab 1. 1. 2002 von 2.500 €) Im übrigen entscheidet die Mitgliederversamm-
lung. Der Vorstand ist den Mitgliedern gegenüber jederzeit auskunfts- und rechenschafts-
pflichtig. Mitglieder des Vereins können sich Jederzeit an der Arbeit des Vorstandes 
beteiligen. 

 
NEU: 
4. Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins bis zu einer Höhe 

von 5.000,-- Euro. Im übrigen entscheidet die Mitgliederversammlung. Der Vorstand ist den 
Mitgliedern gegenüber jederzeit auskunfts- und rechenschaftspflichtig. Mitglieder des Ver-
eins können sich jederzeit an der Arbeit des Vorstandes beteiligen. 

 
 
§ 9 Auflösung 
 
ALT: 
2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks 

wird das Vermögen des Vereins dem Landesverband Berlin des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands zur Verfügung gestellt. Dieser hat es ausschließlich und unmittelbar für den 
Vereinszweck vergleichbarer Aufgaben zu verwenden. Beschlüsse über die künftige 
Verwendung des Vereinsvermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes für 
Körperschaften durchgeführt werden. 

 
NEU: 
2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein Vermögen 

an den TäKS e.V. (Registernummer: VR 19574 Nz), der es unmittelbar und ausschließlich 
für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat. 

 
 
Die hier vorliegenden Satzungsänderungen wurde auf der ordentlichen Mitgliederversammlung 
am 22. November 2016 einstimmig beschlossen. 
 


	Die Organe des Vereins sind

